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VERE[NIVUNG DER ÖSTERREICHISCHEN RICHTER 

) 

Betrifft: Entwurf des Recbnungslegungsgesetzes 1989; j j)'O'v::-V1 
S tel 1 u n g nah m e ._ 

. 8etriHt GES~TZENrv.\jRF 
zr ........ _ ........... fi" .. ' ~C:.tl ·9 ... ft 
Datum: 2 8. NOV.1988 

t Vertellt.1..~. ~I"., 
Dem Entwurf eines ReCbnungslegungsgese~es-=l=s~=g=r~un~d~s;ä~t=z=-~ 

lich zuzustimmen. Dabei darf aber nicht übersehen werden, 

daß er eine bedeutende Arbeitsvermehrung für die Gerichte 

bringen wird. Wir nehmen daher in Teil 11 dieser Zusammen­

fassung zu den einzelnen Punkten des Entwurfes Stellung 

und versuchen im Teil I die entstehende Arbeitsbelastung 

abzuschätzen. Ausgehend von den Zuständigkeitsvorschriften 

wird diese das nichtrichterliche Personal deutlich stärker 

treffen als die Richter. Der Vollständigkeit halber wird 

im Teil I aber zur G e sam t-Mehrbelastung Stellung 

genommen • 
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Teil I 

Die von den Redaktoren geäußerte Ansicht, dem Bund wUrden 

keine nennenSi'!erten Kosten er11<:lchsen, ist sicher falsch, da 

dieses Gesetz. sO"lei'1; es· von· den Gerichten zu vollziehen 

sein wird. mj~,dem vorhandßnen Personal nicht vollzogen 

",'erden kann. Im foigenden wird nun auf die VerhältXlisse beim 

Handelsgericht 'Wien Bezug ßeno~men. Es sind zwei ~tadienzu 

un-cerscheiden "nä:nlich der Zeitraum, in dem das Gesetz" mit 

Ausn'ahme der §§ 244· bis 26T in' Kraft ist (vermu~ltch 1.1 .1990 

bis 31'.12.;992) und der Z:eit~auIn, in dem auch die §§ 244 bis 
'/ 

267 in:' Kraft sein ""erden (vermutlich ab 1 .1.1993). 

A., Für den Zeitraum 1.1.1990 bis 31.12.1992 ist zu erwagen: 
, ., 

1~' §';218: Abs'.' 4· ~e·roffnet··die 'l~öglichkeit eines Antrages an 

däs~ Gericht, einen' Absch]..~ßprüfer· z~ pestelIen • Da V·oraus-. .' . 

setzung eines solchen Antrages 1st, daß die zur Bestellung 
.' .' :'. • .: • L •• " • • • " •• 

Verpflichteten .~hrerPflicht,nicht nachgekommen sind, w~rden 
d1es~:' :B~~t~iiüng~~·erfah:r·~n: 'ni~ht' einfa~h se·1·n. Es 'wird 
... '. . .... .: t . c .'... .:"' I' •• : • ..... - • .. • ~ • 

... ,1 Ii sb e S ond e r s -zu ~ ü oe rprüf.en --13 e'1 n ',-'-ö b ._. d e r'~-Kaufm-a:riri:· nach ":§-21 7 ._ .. -

'Abs.-'··i' verpflichtet' ist, 'e';in:~n -Ab~c}llU:ßprrifer 'zu 'b~~t~llen. 
D~- diese"'P~iichtaus d'~m :i:rih~~t des, R.eg'i'~~erak~'es' ~nicht 
abgelei~et,we'rderi kann,' wfrd ein Beweisve~fahren"erforderlich 
sein •. Da d 1'e 'Voraussetzungen" der Prüfungspflicht . s'1ch 

ständig ändern können, ist ein 'Antrag auf 'Bestellung eines 

Abschlußprüfers in jedem Jahr ~öglich, die, für ein be­

stimmtes Jahr gettoifene-Ent~chciidung erspar~' ~ic~i ßie 
~ . .., . '. . 

Prüfung det Voraussetzungen in' einem anderen Jahr. Wie.viele 
Ä; träg e -':'~~f ~ -B'e~'t~il ~ng~" '-~:i'ri'~ s ,- 'Äb'~~ h-i ;ß' p~ 'lif'~-r ~ .. "-g~ -; i-e i' i i ,- _ .. --, 
werd~n'~ ':'läßt sieh :n'at~:~g~miß i: auch>ni'cht', ~n~iihe~rn'ci" ;Bchät.~~n; 
bei 4.er, vonaJ.Ten 1m, ~Hand·~1.Br~it.eJier 'tii:t!le~ R1Qhtern 'und " .. ~ 
Fenbts'Pflcige!,ri iiptlelDBtfmmend~ :angegeben~~ -~p.ndenz .... Be~etz- .. ,-_. -, --'--, ... :1 
i1che' ·VerpfllchtunRen -. Überhaupt wenn al.e I.l~u elngeführt, :,J, 

. r. 

werden' - ,snÖßllChät zu '1ßjnOr_l_e're~,t" ,~B~ zu .. pef'*r~h,t.eh, ,Cl,~: ~~.e I 
~n~ah~",-~1C~~ ,g~~_~~'~'}'~~~·:;~;'~,'~1,:~h,:~:·~:,,:';;,-<,,· ~ ":::-;~';":" :<.=:,r;; .. ~:\.t, :.,' :;", :.;"1, 
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2. Entscheidend ~ir~sein, wie die Vorschrift desi220 Abs. 
" . . 

3 zu verstehen ist, ob närulich da~'Registergericht nur die 

ihm übersandten Bestätigungsve'tmefke zum Akt zu nehmen' hat 

oder"pb'eRdafür zu sorgen hat, daß die Kaufleute, die 

verpflichtet sind, elne~ solchen Bestätigun~svermerk vQr~u­

le e;en, ihn ·auch tat'sächl i eh vorlegen. .l!!s ist der ze i t 

nicht annähernd be~annt,t wie viele im A-Register einge­

trasene', Kaufleute verpflichtet sein'werden.,' einen solchen 

Bestäti'gungsvermerk vorzulegen. Nac·h .... 'der SChätzung' der' im 

Regis'~er tätigen Richter .und Rec~tspfl~ger werden c~. 20 % 
von ihnen ihrer Verpflichtung auch nachkommen. Da vermutlich 

nur ein relativ 'kleiner T,eil der "im A-Register eingetragenen 

Kaufleute' im Sinne des § 220 Abs. 3 des Entwurfes zur 

vorii,.g~· . eines ']'estätigungsvermerk~s ~;e'rpflichtet ':sein wird 

und da nur ca. 20 % dies~s ,klei?eren Teiles diesen Vermerk 

v'on 'seI bst' vorlegen' '~ird'/, i'st änzunehme~, daß k,eine große 

zähl '~orisolchen ]~stätigun~s'vermerke'n einl'angen' wird. :'Da; im 

Ge s~i ~ -"äüß ~'tciem - ni cht e-i-nmäl-'-~ i ni' i'o.·rIt; ;l"le -p"rüi~'ng'<d~'s; 
• '~ • • • ',:' ., ." :" .... ;:: • • ~.': ', .•. ' • : ", .' • '" • I. ~'". .' "::.", .:'.:.' _.' _, ........ ' .. 

Bes;tätigungs'vermerkes' vorgesehen ißt - .eine Uberprüfung' auf"" 

\ 

• !. . .., ,~. '.:. ,:;. ~.I !:..: .. .~ ::. .• . ~ . :. ,:: ~ .' . 

"Vo'llzähli'gkei t 11 im Sinne des §;',,'282. Abs •.. 1 ist bei e" in . e m' ,. 
'" .. _._ ... ...;;. __ . __ , _, __ ~"~_ .. ,.--;-;-:--:~---:-.~"-'.--:----:-'-' .. ' -: ...... L:--""7"-' :-:-'7'-'--'-~':-"'''~1''"-'''-~.-'' .. ''-',,''--~ ... __ .... _. 

(Zahlwort!) Vermerk sinnlos - würde ~s keinen ,großen Arbeits-' 
I " .. ~ .. : .. ": • ~'." .~.', .',.; ::. • J : ,: .' _. • .... I : . I • ." .. .,' •• • ;' 

aufwand 'erfordern, diesen Vermerk zum Akt zu nehmen. Immer-

hin ;müßten:'w~h~sch~1ill'i~h eini~'e-",hundert w~nn nicht tau~end 
t,_ ......... 4· .. ;._ - _,' _.- ... _ .... -' .. --":'" 

Akte'n jährlich ausge.hob E3n , de?l Rechtspfleger vorgelegj; und 

dann wieder eingelegt werden • 
.. . . 

- .. -._-~_ .. - -, - ... -- ... - -
Eine solche 'an sich vernün~tige Auslegung ~äßt die gesetz-

liche Vorschrift aus zwei, Gründen als ßinnlos ersche~nen: 

einmal deshalo, weil es das Vertrauen in 
das" Handelsregläter ers,ch~tte·Tn' muß ~., wenn "'e'rhebllche' Um-

1J" .. - - ',' ... '" • 

s1;a~~e,.- die, aus .. de~ R~g,1s1ie~. e,rs~cl;lt~1ch., ~~1n.· ~Qllen, .~D:. ~er. 

J,iehrzah1 ~er. ,lI'ai~e, nlc.nt erslchtJlch' ~"nq ,',' !lIlA :.d8.!!n .~~~h 
deshalb, 'weil -d,.le " Vorschrift ,der 'Vo~l:age: ~e~.~eJ5tätli~gJ~~' 

-'0- .-."," . .. . ... ;.:. .... ". ;-. . 

. :~~. 
, .' 

- _ .... '0_' •••• ~_ 
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vermerkes vor allem yon jenen nicht eingehalten werden wird, 

die einen solchen:Bestätic.un.ßsvermerk nicht erlangen .Könn,en 

oder·. die befürchten müssen, daß der Inhalt dieses vermerKes 

Rückschlüsse auf eine schlechte \ürtschaftliche Laße ihres 

Unternehmens zuläßt. 

... 
Sollte aber der Gesetzgebtl 1.e.n Entwurf dahin ändern, daß 

klargestellt wird, daß das Registergericht von amtsv.'egen 

dafür. zu sorgen hat, daß die hiezu verpflic1:teten Kau!'leute 

den ~estätigungsvermerk auch ~atsächl~ch vorlegen, würde 

dies eine ~norme Arbeitsbelastung darstellen. Da die Umstände, 
I . . 

vo~ denen g~miiß § 217 Abs.:1 .di~Pflicht zur Abschlußprüfung 

ab.h~ngt, .. a~s den.Registerak~.~n .. ni.ch.~ ersichtlich si~d, 

?lüßten . allein beim Handelsgericht "lien jährlich - da sich 

;.~~~ ;~mstände ja jederzeit ändern ~önnen - ca. 11.000 im 

f-.-Regis:ter eingetragene Kaufleute' und Gesellschaften ange-
: . ,. . 

schrieben .' und gefragt ",'erden,: ob die Voraussetzungen einer 
• • I ; :: ~ . . ••• • •• 

Abschluß"prU,fungspflicht ~egeben~ .. sind •. ~:Da .. auch hier anzu-
----... n:e-h~·~~~··~:~t·";~"~~ß:_·n~r~C~.·.·.·:20~~~-·:~Je~~j-iig~s~hrieb"enen' "ciie~e"-' 

~ .: . '. " ' . ..-. '. . .. .. . 

AnfI:'age .in .der. il:men .gesetzten .angemessenen Frist beantwor:ten 
•• t • • • • • • • • • •.• • 

werden. und da außer~em. er:fahrungsgemäß ein' Teil .dieser 

Anfragen - nie'ht ~~gestell t ".w~~deri· kann, . ~eil' die Empfänger . .. '" - ." ..~ 

unter der aus dem Register ersichtlichen Adresse nicht .. ..... . 

(mehr) erreichbar sil!d, werden .die· Anfrag~n urgiert· oder 

wiederholt und - wenn die 'yor.schrift.en ..des, § 28~ des Ent­

W'u.~f~s a~ diesen Bereich. a.nzuwenden,wär.en (wovon man wohl 

ausgeh.e n _müßt e -f .. .l\' enn .,d as_.G.e.rich t --lI' on-.amt sw egen-..d af.ür .. zu " . .: _ ." . 
'. • •• :" •••• ' •• , .... '. f ••.• : " • 

sorgen .hat J. daß die Eestätigungsv~rmer:ke vorgelegt werden) . " .' : •. : . '. ... ..6.,........ . 

erzwung'en "'Werden. Es. wären daher mindestens_20.000··.Aktenbe_ 
. --..:. ," . _'" _ • I- \' J... , .' • 

wegunge.I?- ~rforde,r;l,i~h. wObei .. J ~d~ . A}ctenbe~eg':ll!.g· darin 'i~ 
'\ 'l?esteht •. d~.der .Akt von der .Kanz:l:ei ~usgehob~.n. .d.~m. ~~O'htB-:: ! "'<.:~ 

pfl~ger vc;>rgeJ.egt. w:l:-:rd, vc;>n. d1e~~m _. ~1n~ .Y~r:fü.gu~g .q~tTo:r:ren·· .. .. "'.'~. 

'!lir.d,'_ ~ie v~Il __ ße,! Kanz~~1 zu ,,f~9.n~e+o~n _und '.ab.Z.uf~~~~g6!~ .1~t.i i',' ~"::: ... ::1: 
und deren J<Ued ~ßung. &':" u\1erwachen· .1.s:t .• ' •. f\ecl)net' .man ,1:1h'~1ne , ': .. :?>:. ){:.;:"t 

.' 
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solche Aktenbeweßung einen Arbeitsaufwand von pur 10 Kinuten, 

was nur bei Vorhandensein entsprechender Formulare mBglich 

ist, dann ergä.be dies ei,nen Arbeitsaui'\\'and von mindeRtens 

200.000 Minuten oder 3333 Stunden, d.s. 84 M&nnwochen; das . ... 
sind unter Berücksichtigung von Urlauben 'und Krnkhe.~tsfällen 

zwei volle Arbeitskräfte. Es muß wiederholt werden, daß dies 

eine }Iiinimalschätzung ist. 

B. Für den Zeitraum ab 1.1.1993 ergibt sich Folgendes: 

,/ 

Gemäß § 283 Abs. 2 des Entwurfes hat das Reeisterg~richt die 

Vorstandsmitglieder, . Abwiclcler und Ai.l.fsichtsratsmi tglieder 

(a~ch di~' Gechäfisführer der in Frage 'kommenden Gesell­

scnaf-ten ~. b. H.) zur Ei'nhal tung 'ihre'r sich' aus' den im § 282 
Abs. 1 zi tierte'n Vorschriften ergebenden VelJ)flichtungen 

• 
durch Zwangs.strafen anzuhalten.' Da'raus ergibt sich zweifels-. .'.. . 
frei,' daß 'das '"Regis~ex:geri,cht von 'amtswegen festzus~ellen 

hat, wel ehe Gesellschaften' die' im §: '283' Abs. 1 erwähntem 

Verpfiichtungen 'treffen~ 'Da einersei ts-:- die'- im §' 244 ~ Ab~ ~: ~1 

_____ für-=:·_I!l~!3g~pend .. ',,~xlr~,ä.rten-:JCr.::ij;~-r-i-~JL.~~U,I:?~d, en.:_]~~ß·ist e r._akt en "_, ____ _ 

nic~t e~sichtli6~~ina:und da andeterse~~s di~se'~orschriften 
nach -§ 244': Abs. -3- 'auch :auf 'alie': 'Perso'nengesellschaften 

anzuwende.n~ ist, - der~en einzige (~)' ~persöilli'cp haftende (r) 'und 

vertretungsbefugte'( r) Gesellschafter: eine' Kapitalgesellschaft 

ist -- dies trifft auf die nun so mo~er~ gewordenen I1Gesell­

schaft m.b.H. & Co KGll zu - bedeutet dies, daß 'allein im 

Sprengel des' Eandelsgeri~'htes \r,'ien 'derzeit "bei - 693 Aktien­

gesellschaften, ca: ~6.006 bis 27.000 'desell8ch~ften m.b.H. 

", 

-und "ub-er--"5'~'OOO -- KOJlman-d i tgesell's'chäften lefitgeste1.l t ,- \.ieYden -'muß 

a)-ob -'.sie 'eine Ko~zernmutter', s;nd, b;) ob' auf ;~1"e' 'die 

Vorf3chrlften . der' ~"§.2':[:{ .:Oder: 278 '(13;.- auch §_. 279)' anzuwenden 

:s'i~(r. D':fes 'beaeutet wieder, daß' 'jänrTi'cb· (da. srcb di~' 
UJilst'ände" ja ständig 'ände~nkönnenf' ca. '.".000'-' Reßisteräkte~ , 
zusati] ich 'bea~bel tet· tierden - müssen. Bei "dEm Ges&llschal'ten 

m~b-~H~kan~-äüch Jri1cht' 'anri~ern(f geachiitzt_ we~den, : welcher .­

Tell -.:ei-nen' Kon,zernab~-chluß v,-zu' machen": llat ~ _ es kann nur' 

.~ 
" 

- . --, 
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angenOLllnen ",'erd en, d aß es a er klei nere Teil ist. Be iden 

Kommanditgesellschaften muß angenommen werden, daß schon der 

größere Teil eine Gesellschaft rn.b.H. & Co KG ist und daher 

einen KonzernabschluB vorlegen muß. Geht man davon aus, daß 

wieder ca. 20 % der zum Konzernabschluß verpflichteten 

Gesellschaften dieser, Pflicht von selbst nachkommen \-lird, 

kann sehr grob geschätzt werden, daß bei ca. 30.000 Gesell­

schaften erhoben werden muß, ob sie zum Konzernabschluß 

verpflichtet sind. Di es be:i eutet mi nd estens 50.000 Akt en­

bewegungen im oben dargestellten Sinn. Schätzt man die Zahl 

der sich "auf Grund dieser Erhebungen zum Konzernabschluß 
I 

verpflichteten Gesellschaften, die ihrer Pflicht nicht, 

nachgekommen sind gering (gering ~egen der großen Zahl der 

Gesellschaften m.b.H. & Co KG) mit 2000, so werden diese 

2000 Gesellschaften zur Vorlage des Konzernabschlusses zu 

verhalten und zu zwingen sein, was mindestens ""ied er 4000 

Akt"enbewegungen im oben dargestellten Sinn verursacht. Di es 

ergibt insgesamt 57.000 Aktenbewegungen (3000 durch die 
'{r"e-iwiiifg"vorge"i"eg'ten--Absch"lü"sse ,--"5Ö~oÖb'-zur"'Fests'tei'lung 

der Abschlußpflicht und 4000 zur Durchsetzung der Abschluß­

pf~'icht). Dies erfordert 570.000 Arbeitsminuten, d. s. 9500 

~ Arbei tsstund en, d. s. 237 Mannwochen oder 6 Arbeitskräfte. 

Zusammenfassend ergibt sich, daß 'bei all?rvorsichtigster 

Schätzung für die Vollziehung dieses Gesetzes :::.!.llein beim 

Handelsgericht ~ien mindestens 8 zusätzlich P~~Qsten 

erforderlich sein werden., :wobei .die. Schätzung .. der..imllandels­

register, tätigen Richter und Rechtspfleger zu einem noch 

erheblich höheren Arbeitsaufwand kommt und diese Richter und 

Rechtspfleger ebenfalls behaupten, sehr vorsichtig geschätzt 

zu, haben. . ' ., 

; 

I 
" [ 

0" 

.. ... 
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Teil':U:-

Zu Art. I· "Änderungen des Handelsgesetzbuch,es" 

z 9 (Dritter Abschnitt. Stille Gesellschaft): 

§ 179. Der allgemeine Verweis im zweiten Satz auf "nach­

stehende Vorschriften" sollte durch ein Zitat der. ent-, .. '" 

sprechenden. Paragraphen ersetzt werden. In dem entsprechenden . :" . . . 

Art. 7 Nr •. 22 EVHGB ... wird . nur. auf Art. 7 :·Nr •. 2; . -: .25 ver-- ' .. \; " ... ' '. .. - ..... - . . ... ," . ~ .... 

wiesen, nunmehr sind 'Wohl darüber .~inauB rdie, .§§ ·leO.;=-:'.:.i 88" 
• .. .. .. ." ....., t.. • 

HGB gemeint ."- ........ . 

§ :;1'.8~!. :~~'~j;p~:~:~~~'~~~~:~~~ ~.~;:~~a~.{:.:~~~~·~~;~un~~.~!; _G~I~';~~~~: 
scha.fters" richt1g' ~K.ünd1g~ng d~r .Gesellschaft" ... lauten. 

§ 185. be i Ger Uberschr ift 11 Auflösungsgründ ~" wi rd ni cht 

berücksichtigt, daß Auflösungsgründe schon in § 184 genannt 

werden. Wie in dem entsprechenden Art. 7 Nr. 25 EVHGB muß es 

IIAndere Auflösungsgründe" heißen. . 

Bier - wie an vielen anderen Stellen - wurden Änderungen in 

der Schreibweise nicht konsequent vorgenommen. So heißt es 

etwa in § 185 Abs. 2 HG13 "Bandelsgeschäftes ll
, hingegen in 

§ 186 Abs. 1, 2, § 187 Abs. 1, § 188 Abs. 1 BGE "Handels­

geschäfts ll
• 

I 

§ 186. In Abs. ; sollte es wohl statt "BetragEIl richtig 

"Betrages ll heißen. 

Vi erter . Abschnitt • Die . Uberschri"ft· ·1I·Für Vollkaufleute 

. gel tende Vorschriften" gibt nicht den Inhalt, sondern nur . . . 
den Geltungsbereich wieder.' 

Die"-Aufnahme dieser für··alle· Vollkauf.leute .. geltenden Bestim-

. '. 

~;: 
.... : . 
. :'" 
'.' 

...... .muIlgeI:l .. _.~m._.Zwe1 ten . .:..:ßuC!i':· . .(.lIHandelsgeselis·chaf'te'il. ~,und stille .. __ .... __ ... ...:..: 

~ Gesellschaft n) ist unsystematisch. Die vergle'1chl:5are Uber-

schrift im dHGB zum Dritten Buch lautet etwa "Handelsbücher". 

§ 192. Die Ve~wendung des Begriffes "Verf~hren" in der 

überschrift,. der hier der betriebswirtschaftlichen Termino­

logie entnommen ist, erscheint nicht zweckmäßig; §'241 dRGB 

. verwend~t den prägnanten Ausdruck "Inventurvereinfachungs-

verfahren". ~! ., 

\' u ._ ...... ___ .. _ •• ." ... _.: " _.~ .... - ... ~,,:, 
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r.'ährend 'es'in § ~191 . Abs.2·, § 192 Abs.:2, :') "erster Satz i 1,·· 

§. 193 Abs.-2 '''Geschäftsj Eili~esf1 heißt, ':';ird:: 1~ :§, ;'92 ·.6.1>s .'3 z·: 2' 
,._._~Geschäfts'jahrstl.iverweridet.l~L:--'~! 1::';.':' 1;'2<:: 1r'~1!:j';~ t:'·:;;':.!·· 

. ~ ,. ! ~ ... ;, .', ",:.::" 

Z ... ei ter Titel. "Eröffnungsbilanz, 'Jahresabschluß" • D1e~e:. 
Uberschr·1ft· ·\drd ;,nur' :it:r" den:'~.,...eit'en .T1tel\::I~ß'e'/a1~ .:§"§ '19'3' _'.. 

200 enthält, ge\vähl t, ~bwohi ci ie i In Dritten T'i t'el äuf genom':" 

menen Bewertungsvorschr ift en ebenso die Bilanz betreffen. 

Das dBGB stellt dies durch die Gliederung "Zv,'eiter Unterab­

schnitt. Eröffnungsbilanz. JahresabschluB. Erster Titel. 

Allgemeine V9rschriften". vor .. § 242 dHGB systematisch klar. 

§ 1 97,. Der betr iebsv.'i rtschaftl i chen Terminologi e in Abs. 1 

"in die Bilanz eingestellt" entsprechen weder § 133 AktG noch 

§ 248, dRGE. ' 
i 

. . 
§ 201 •. ·Nac.h Abs.1 Z 3 ist. der "Grundsatz der Vorsicht" 

einzahalten, ohne daß eine nähere Definition erfolgt. Unklar 
. . . . 

ist, welche weiteren Maßnahmen liber die in Abs.1 Z 3 lit a 
. .' . 

und b aufgezählten Maßnahmen hinaus einzuhalten sind. 

. ~ . . ... .' .' . . 
§ 212~ Es würde .. zur Klarheit beitragen, wenn in Abs.2 'auch 

die ~uc~unßs~eleg~' .au~drucklich '~~W~h'~t ~ü~den '(~1;wa~"od~r 
de;' :E~ch~n'gsb~ieg: entsta:nde'nist"'): 

________ .. ___ . _____ j ~i....~~~_·'h.! ' __ :~.~_~~_.:.... ~ __ .;: __ ._ . ',-.. •. _. :." ...... f . 
"' ._-=-._;~_~l.~...!... . ..; . .....:. . .:. . ______ .. _, ••... • .. 

§ 214. ,~ie Uberschrift "AuszUge" .ist unklar; vgl. § 259 
. ..:; .: . . ~"... : . .... '. .' 

dRGE: "Auszug bei Vorlegung im .Rechtsstreit l1
; die Einzahl 

.. 
11 Auszug" 'wäre vorzuziehen, weil sie dem Gesetzestext ent-

spricht. 

.. . . 
§ 217. Der Verweis in Ab~.1 letzter Satz II§ 246 Abs.4 gilt 

; ". 
sinngemäß " sollte gestri chen werden; di e entsprechend e 

P.egelung .. wij,r:e. hi~r -c mi t __ .e iner .. , klaren ."Anordnung aufzunehmen • . ' . . '., . '. ~ . , '" , . .. 
Ein sinngemäßer. Vex:weis auf. eine Verorllnungsermächtigung 

er~;~h'~~il.t ·p:robl_~.~~t.i~~h.~.~.·~umal c.~1~herj1~h "~1Cht, eJ.).~e ,i~hl'~n 
~.: .:;.;. . i·~·. t- ..... ':..~;. !:,: { .. ..:.l ... ,..I~.l u.·. \, 1. ".~ ~#' ,. J, .. 1; .... :;...~..;·. I.· •• ~ J. ......... ~ -'.~ .. ;'~'" .. ,.\. 

,1~.~:~.x;:~.~:.t ;.~7:~d~~. ~.S?~t~~i..'~;~e{~~et~ .. :~~~~ ls ~ff ~:'~~~~·~~'~~~i~r~~~;. 
",:~e~e~, ~1:X:-,d, e!~~ s.J>B;~e.r:;~~:·~r~~:-.. ~r~,~e.~.:I.:~ 'C' r',: ,:""., : "'<:;,.~~ ':. r . 

.;: : .... :r·::,·.:.~~~~<~··r~~;' .':. :~:',,'."" ~~ .. , .~.~!.~'~~_ "< :.~ ::~,{::~'~. (~}).~ .. '~~;:.:"f.~~,.P; ~.~.~.~ '.:J~~::.~:'~~, ~< ., 
:;. ~, •••. .4..1-, .... ,. J_ .... ~ ..... _, .• 1.r~.J<.. ,.~ ........... ..! __ r, 405\ .. ( ..... .-..: J ..... -:i"' ..• \-".!- .. J., ... -.l_,.1~ .... ,_-... . 

§ ':2,18 ~ ". 0R .. d~e in Aerl.: • .A.~VO_:v,org~~~~~ne.· v~riRhtensrecp~11clu~.·· 
: ..... 'l·e. zr: ... J.ff J:_ 'J"L'iI C"-r,.Io'J.·~'''''·.~'''':''\..' bl .... ~,.l:L. .. ·· ...... J ........... .. 

Regelung-zweckeiitsprecb~nd .1s~, ka.lin,,~1cht,beurte1it v~rde~, 
. ',f:'. ",,, '. . 

. 
{ 

. J. 

. ..... ! 
" .~ 

. :1 
. t· 

, .' 1 
. . :. j ,. 

. .~ 

'. ' . . r • 
" .: .. ~.' . "'-
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weil auch den Erläuterungen keine konkreten Hinweise auf den 

Inhalt der Neuregelungen zu entnehmen sind.oU~klar oist etwa 

der letzte Satz der "Erl-auterungen zur Anfechtungsmöglichkeit, 

wenn Gegenstand der Entscheidung ausschließlich ein Geldbe­

trag ist; gerade dieser }'all ist hier nic!?t gegeben. 

§ 219. Der Verv,'eis in Abs.1 I1Für die Abschlußprüfung gelten 

die §§ 268 - 276 sinngenläßII ist abzulehnen. Problematisch 

ist, daßo bei einer allgemein für alle Vollkaufleute gel ten­

den Regelung auf die spezielle Regelung bei Konzernunter­

nehmen verwiesen v,·ird. Die Anordnung, daß diese Regeln 
s' 

I. sinnge::J.iäß 11 anzuwenden sind, bringt nur Unklarheit. Den 

Erläuterungen hiezu kann im ~brigen keine Klarst~llune 

entnommen werden.
o 

Es
o 
sollten an dieser Stelle klare Eestim-.' .. 

mutigen getroffen werden. 

In Abs.~ Sa~z 1 owäre klarzustellen,o daß .der Prü.fungsbericht 

dem Kaufmann, bei ßesell!3chaften 0 a]}.en persön!-.ich haftenden 

Gesellschaftern 0 wohl tI auszuhändigen" °ist; der verwendete 

Ausdruck "vorzulegenIl könnte mißv~rstanden ,..,erden • 
. ,._.'- ----_.~_._--.. -.-_ ... ,. 

,. • 0" 

§ 220. 'In 0 Abs~ 1 :0 is~ 0 der ~erwe'is auf' 0§0'2108 unricht~g; die 

entsproechend e 'R~gei ung enthält § 217. 

IIll übrigen gilt auch hier (aus den Gründen wie bei § 0219 ), 

daß die Verweisung auf die sinngemäß anzuwendenden Vor­

schriften abzulehnen ist. 

• • 0 

§ 220. Abs 3 des oEntwu:r:fes wär~o __ oso .. urr:zuforJ!i.loliere~, daß 

daraus klar hervorgeht, ob das Registergericht nur die ihm 
una~fgefol'deri·o'iuge~a'ndte~ :Bestät1gU:ngsverm~rke -,z~ o'Akt' o-z~ 

.' ,,'." ". r ,....J f ... {. ::. .- .... .;,.- •.. :.. 0.:, .~"'. ~ !:" _" ':.(. ~ "',.'~ ··I-L,:· .. ": .. ; 

nehmen' hat 'odero -00' ee dafür 'zu '~orgoeil'hB:~o~o~ d~ ·o8J.le 'protoko~~ 
. ".' ................ " ... ~. rr -c-,...··-,· ... ·_ .. ( ............. . 

. ·_-~~-~-.--.:"iYeri;en Kaufleute, .lefj.e·na-clio o'dem~ ße·s'eto°z.: 0 zur~- Voii~g~;"(fe·Bo . 

Eestätigungsvermerkea verpflichtet _~i~d, odief:l~n. :tataiichl.ich 
• . • ".' . I'" ....... -.... ,.... '-~ , .••.• ' ". •.• •• " :... "'1':' '1' ... : ... :. . , . 

vorlegeno~ 'Die !.nähe're: °13°egri:ind ung'- °:wfrd ':in -oj enem 0 Teif_des 
\ r. _ .• _ _ .. _.1 ~ ... ,.. ;, •. ,. ,', ~! ,',', •. 
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Gutachtens gegeben, in dem der Arbeitsaufwand, den die 

Vollziehung des Gesetzes erfordern wird, geschätzt wird. 

Sollte aber das Registergericht von amtswegen daftir zu 

sorgen haben, da3 alle protokollierten Unternehmer, die zur 

~orlage de~ Bestätigungsver~erkes verpflichtet sind, diesen 

auch 'Hirklich vorlegen, dann 'vläre § 282 und insbesondere 

§ 283 des Entwurfes entsprechend zu erganzen. 

Fünft,er Abschnitt. Die tlberschrift "Ergänzende Vorschriften 

ftir Kapitalgesellschaften (Aktiengesellschaften und Gesell­

schaften mit beschränkter !1aftung)" gibt nicht den Inhalt, 

sondern nur ~en Geltungsbereich wieder. 

§ 221. Ein Verweis, daß weiterhin auch Bestimmungen in 

anderen Gesetz~n, 

beitragen .... 

so § 125 AktG gelten, würde zur Klarheit , . 

Zu.m Inhalt des Jahresabschlusses ist grundsätzlich festzu-
------.--... - hal'te-n;-d'äJ3~-rri-sb~frlAbs~2~klare~Regeln -l'ehlen'''ul1d-''11nbest-immte-'-'''---'-

. '. '.0' ',' . 

Begr.i:ffe. veI:wendet werden. Unter Vermeidung dieser Unklar-
. .' .... .. . . . . . 

heiten könnte Abs. 2 etwa. lauten: "Der Jahresabschluß hat 
" .. ' ... .. 

unter "13eächtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung . . . ,. 
Einblick in die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des 

Unternehmens zu vermitteln. Wenn dies aus besonderen Um­

ständ~n nicht gelingt, .. sind im Anhang die Anga~en' zu machen, 

die diesen Einblick ermöglichen.~ 

Die den Inhalt des Jahresabschlusses regelnden Bestimmungen 

der §§ '195 ff (:für alle Vollkaufleute) und. der, ;§§ .221 ' :ff 
• "" 4O ... ,.. \.... • - • • • 

(:für Kapitalgesellschaften) sind nicht ~.lar: a:~f,einander 
abg-e·st-iIIim·t~.-Entgegen;;:~ em ~Ti tel,,·,de~. ".:r,ünften;.:.Ab-schn·i tte::' . .' _....,J .. ,. ... ...... .! • ...' •. & • , ~".', •• ..'" ., •• '. ... ~ .'" .......-

"Ergänzende Vorschriften ••• " liegen ,zum Teil lrfiederholungen 

vor (etwa §195 - §. 22l.·AbB:2)~.·: ".~~. c.=,; ;'\" ~·:~/ .. :::,,";·~r~·<:'·;:''.''; ~,;;:.!'" 

.. 
...... - -

"., 
" 

,'0. 

i 

'.) 
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Unklar ist, wieso nach § 221 Abs.2 bei Kapitalgesellschaften . 
der Jahresabschluß auch möglichst sicher Einblick in die 

Finanzlaee des Unternehmens geben soll, diese Bestimmung in 

§ 195 jedoch fehlt. In dieser Besti~munß werden nur VerrnöGens­

und Ertragslage enl&..hnt. 

§ 225. Die. IIUmschreibung der GrößenklassenIl der Kapi tal­

gesellschaften in dieser Eesti~mung erscheint unsystematisch, 

zumal an diese Unterscheidung weitreichende Konsequenzen 

k n =ti p f e n . Im üb r i gen wir d auf die s e für die Pr ax i s des 

Eande),sregisters elementare Bestimmung bei den § 282, 283 , , 

noch eingegangen werden. 

§ 227. Es hat statt "Geschäftsbetrieb des Schuldners" 

richtig "Geschäftsbetrieb des Unternehmens" zu heißen. 

§ 244. Es fehlt'derHin~eis, daß'diese Bestimm~ng nur für 

den Konzern gilt; v·gl. § 290 dHGB: lIStehen in einem-Konz'ern 

die Unternehmen .• ~II 

._----------_._-----------------
Eine 'Definition des Konierns wird nach wie vor'hicht im HGB 

vorgenommen; vgl. § 15 .AktG, § 115' G!IlbHG. Zu e~wäg~n wiire, 

ob eine:klare Be~t{mmung~ 'wie sie ~twa'durc~ den"O~gan-
.. . . " - .. .. 

schaftsbegriff im Steuerrecht getroffen wird, vorzusehen 
ware .. , ' . 

§247. In der Uberschrift hat es richtig" tlV'or'lage-' und 

Auskunftspflichten ll anstatt IlVorlage und Auskunftspflichten ll 

zu heißen; vgl. § 294 dHGB. .- ,,--.-

Siebente'r 'Abschni tt. 
.' .... . . , .., . 

I," ,: - .;.. ........ ' - -! .... ..- .. ~. 

o ••• . , . ... '.., . 
. .... ' 

~;. .. :~ i 

-.. -~~,~----- .. :":: '. . .' .•.. ".,., ':r - ;.: t' ·',· •• -..:,-":;·~I;:::.]~j:~::,.~;C!.r:: 
Eine ~ Bezeichnüng' ·d1eBeB·~).bschril tts; fehlt :'"./ .~,'.J... , "', 

:, ~;~. ,:r ~ C.!~ ': ~' -- ~ .:.) ~ ~ :::"~ '<;~!,; i;:': ,~~: . ,~:. -'~:. ~< ;?,>;·7.' ~,~,~.~~ \/ ~~~:'~"> ~,;,< ~,~ ~:. ~~ 
Das Verhältnis der'§§ '268 ff ui1d,~ §§' 211'!f:f':züe~h8..nde'r :~eoil t~:. 
klar zum AU8druc~,kommen. ., .......... 

. .... :: 

. :: 
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§ 270. Es soll te klargestellt werden, ob auch mehrere 

AbschlußprUfer bestellt werden kBnnen. Dies ist wohl zu 

bejahen und zweckmäßig. 

Der letzte Satz des Abs.3 betrifft wohl nicht allein die in 

diesem Absatz geregel te Bestellung eines anderen Abschluß­

prlifers; eine Klarstellung wäre vorzunehmen. 

§ 2TJ . . Insb im Hinblicl~ auf die ~jöglichkeit der Frister-. , . 

streckung durch das Finanzamt sollte auch dem Gericht . . . . 
die }jBglichkei t der Fristerstreckung aus wichtigem· Grund 

. ;. . 
eingeräumt ",'erden. 

§279. ~erVer~~is ist.unklar; . statt einer Anordnung sinn­

ge·~.~.~~.J-Än~~~n.dUng ,s0..11 ten e1r;deutige ~eg~lungen getroffen 

werden. 
: :. ~ . :.. - .. ~ ~. 

§§. :282,'· ··2s"}·: N·äh~r·e· Eesti~mungen zur Vorgangsweise des 
.. - ~ .. . .. . -.- - -

_ .... -.. Re-glst-e-rg-er"ichtes- bei"--de·r··-prufungfehie-n-:-·Hfeb·eT·-{si-iü~·ui1"d~··· .. - .. 

sätzl1ch darauf hinzuweisen, daß d~e.für. den Umfang· der 

PrÜfu~g . ciürch" d~s' Hc;;.ndel·sr~gi~t~r maß~ebii~hen Kr'i'terien, so 

etwa d ie 'Größenklas~en n'ach § 225, dem Re~i~ter~tand nicht 
. . ... .. 

entnommen werden können. Auf welche .Art ~~s Regi~tergericht 

diese Unterlagen zu beschaffen hat, ist unklar. Die Erläu-' 

terungen ·sehen z~ar ·d 1e Prüfung' ~ach §. 282 Abs.1 'nur als 

eine formeller Art, bei der nur die Vollständigkeit der 
. " . .. . '. 

ei!lgereichten Unterlagen ... und._deren ... Eekanntmachung .zu .prüfen - _ 

sei. Jedoch läßt etwa die Bestimmung rles § .282 Abs.2; die 

"';i ter~ ;:. 'Auftr"äge ~or.si·~ht J • ~e~~ " .die~~ - .P~üf~ng -z·ur : Ann~e 
A~i~ß; '~i bt'; ~ Jdai/ E.;l~i ~~t "e~J~n~~·;;·:·~·~~.;~'~J~~~ht l.~·n· .. Ä~Sl;~:~~b~·, ... , :'~:;. -.' >.;~ 

",',t ~';!. ... ,,·;':. .. !·l_:~ .. ·~.~~ .. . ~.!.~._.!" _.J..; . • ~~ ... ~4.,,: ...... :.':_:~> .. ~ ... ~l "'_'I>I •• ~:.tt. .... '" "~ .. " ~., ':::.:. 
ge'nommeri-würden, durchaus·den Schluß zu, daß .di.e_~),t.Üj~.Bs:-~~ .:; 

verpflichtung darüber hinausgehen könnt~. ". . . ..... . < 
. '.. ,,!: 

. , .. "., .. , .·'-L· :" •. =-.-~, -;: ( .... ,-'! .... J. VI'::'·)· i; E .... { .. ' 
_, ~ _ ~., f... • 'i' ,. . ~. " . .:. . ..:-..,. __ .. ....... .. .;. .... ! 40·..., c... -":- J. v \ • t:~ - • '\ ...... -., \ . ~ ~. '"' .... ..: 
&.' ~... , , ....... ' r' . " . ... -"." .. . - .. . . 

§ 283 Abs ~ .- 1 . i·~~· off~nbar. mangelh~~ ~:f.f.~~~~.fe.~~;j~A~~·,§.;;~·« b ... .. ' .. ::J. 
Abs. - 1 ergibt sich, daß zur AldstellunR einer Kon2.ernbi 1 Anv. ;; 
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j e d e Kap i tal [. e s e 11 s c h Ci f t ver p f 1 ich t e t ist,. 'v: e 1 c h e ein e 

Beteiligung un dem (den) unter ~einer einheitlichen Leitung 

stehenden Tochterunternehmen hat, also auch eine Gesell­

schaft m. b. H. Da nicht angenommen werden. k~nn, d aß bei der 

Anv.'end ung der im § 283 A bs. zi ti erten § § unterschi eden 

werden soll, ob die ~uttergesellschaft eine Aktiengesellschaft 

oder eine'Gesellschaft m.b.H. ist, wären im § 283 Abs. 

auch die Geschäftsflihrer zu erwähnen. 

Die Aussage der Erläuterungen, die Regelung des § 335 dHGE, 
JI 

die eirie Festsetzung von Zwangsgeld durch das Reeister-

gericht nur liber Antrag vorsieht, werde als unzwec~rnäßig 

nicht übernommen, wird nicht begründ et. Abgesehen v9.n der 

Durchführbarkeit mit dem vorhandenen Personalstand ist nicht 

zu ersehen, aus ..... 'elchen Gründen eine § 335 dHGB entspre­

chende Regelung nicht ausreichend . wäre . Nicht zuletzt .ist 

dar'aufhinzuweisen, . daß bei einem 'durch' LJberlastung beding­

ten verspäteten Einschreiten des Registergerichtis die 

Gel tendmachung von Amtshaftungsansprüch~n zu erwarten 
i st ~. __ . .t._:_~'::"'~.~_:-_~-' & .:_: •• ~ ._ •• ~.: •• ~ ~::~ ___ ~ _.~~~ ~~ •• : •• _~::~~.~~~:-=_~_-=-~=~-=-_ .. _.. . .. _ .... _ ....... 0 .----.-.-•• - .--' - ••••• _0.+ ---

. ' .. - .' 

Es :,,,äre 'daher' 'dringend notv.'endig, die Prüfungspflich.t d~s 

Registe~gerichtes klar zu ~eg~l~, insbesonde!e was die 

Beschaffung und tlberprüfung der notwendig~n Daten betrifft, 

und die' Verpflichtung zum Vergehen . mit Zwangsstrafen nur 

übe~ Antrag, nicht jedoch von Am~~ wegen vorzusehen. 

Art. 11. Änder~ngen des Aktiengesetzes 
" ... :. 

Z 8 (§. 120 .AktG). Während :hler' ;.. .. wie 'im HGB - :der~ Ab~chI~~ 
prüfer ;'J1n '~~r :Ein~~hi g'ehknnt'''-Wird t~;brJi~t' 1k\~.lik;~/' aild~;~~ ~- . 

._:::.:._.:.~:. ~.- Bestimhiungeri ~de·8~::·ikt!i~nge·Betz·e~;;j ai~~indh:t; B'e1ihdeitJ~'~rd~A~:}" 
... ' .. ' .. - .... r" r: . :," . ·~r"""· c'~·"r"" ~··"':'''fr.''~''· di Mh' ""'hI ~ ,:, .... "'.' , .... ,-.. -.. '. D',"'" Er";' , ... : 1:, .•..••••.•. , ._. 

'e e rza • - ~]·-··.~~:-~.~!':;~~·-~:'~~;;:iJ}.';::~~:··:;··';·'f.:t~ 'f'~~ ;21~r':'L'~J:r;:~,,~~:,: 

z 9 '·(§'121. Akt~)~' Der" ~orgese'hene'zye1te' Haib~·~tZ··.1st .~. 
'. gi~a:t1'k~i~~h<;--~i~'~iÜcki'~p'r:i !):~.r..cl:::· '-;-1:: t~i; ~'-:'~'.:)'. ~; <.:.'.2' :". L~iJ.:,"Tt::.~. \..... .., 

... 
.. ' 
'" "i 
" , . 

. .'. '., 

.1 

. :. 
. , ... ~~ 

,. ,"": 
-~ t ' 

, ':<f' 
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Z 10 b (§ 125 AktG). Es hat statt "ist" richtig "sind" zu 
heißen. 

Z 24 c (§ 211 Abs.3 AktG). Der Verweis am Beginn des Satzes 

ist unrichtig; es muß richtig §§ 201 bis 211 HGB heißen. 

§ 211 Abs.4 dritter Satz AktG wird .nicht geändert. Der dort 

enthaltene Venleis "Die Vorschriften des Handelsgesetzbuches 

über/die Handelsbücher sind anzu\olenden" ist nun unklar, 

zumal die Bestimmungen des HGE über die Randelsb:..icher 

aufgehoben' vmrdenj es wären die entsprechenden Para.e;raphen 
anzuführen. 

Art. 111. Änderungen des Gesetzes über Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung. 

Z 9 (§ 146· GmbBG). In der ersten Zeile ware nach "Recht" 
wohl ein Beistrich zu setzen. 
... --------------------_._-. _. - -- .. _- _._. -_._---------- . --. "-_ .. _.- . -- - - " . 

Art VI. Änderungen des Kreditwesengesetzes • 

Z 1 (§ 24 KWG). Bei den VerwBisen waren . 
die entsprechenden 

Paragraphen anzuführen. 

-Wien..,-am-_24. November 1888 

" .. : 
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